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Das Recht, Steuern und Abgaben zu erheben.

(Artikel 100 und 109 der Verfassung.)
Es iebt ni ts Verdrießlicheres,als wenn man es

mit Leuixenzu t un hat, denen man dieselbeWahrheit
schon neunundneunzig Mal gesagt hat«und die dann

doch wiederkommen, um ihre schon langst widerlegten
Einwendungen zum hundertsten Male vorzubringen
So geht es uns mit den Leuten, die ganz unermudlich
immer wieder mit den nämlichenRedensarten die Welt

beschwatzenwollen, daßdas Volk
garnicht das Recht

habe, durch seine Vertreter im A geordnetenhauseein

MWXDMJ M WJdeLH6M und die
Verwendung der Geldmittel, die doch niemand anders,
als das Volk aufbringt, und über die darum dochauch
niemand gegen den Willen des Volkes-verfügensoll.
Diese Leute wollen dem Abgeordnetenhauseim Grunde
kein anderes Recht einräumen, als daß ohne seine Zu-

stimmung keine neuen Steuern und«Abgaben erhoben
werden dürfen. Vielleichtwird es nicht«lange dauern,
und sie werden ihm auch das noch streitig machen.

Es hilft nichts, daß man diesenAnhängernoder

Schmeichzlern
einer jeden Willkürherrschaftdie ausdruck

lichsten eftimmungen der Verfassung vorhält. Ja, sie
eben es auch wohl zu, daß nach der Verfassung alle

gahresausgabenim Voraus auf den Etat gesetztwerden

müssen. Sie gebenauch zu, daßdieser Etat erst Gül-
tigkeithat, wenn er ein Gesetzgewordenist, und daß
er ohne die Zustimmung des Abgeordnetenhaufesnie-

mals Gesetzwerden kann. Aber, sagen sie, die Ab-

geordnetendürfensichnicht weigern, alle Ausgaben gut
zu haßt-IFdie die jedesmaligenMinister für durchaus
UDFhWeUdISjUrErhaltung des Staates erklären. Ins-
beiondereMker sie die etwa siebenMillionen, welche
die Reorgamfetion kostet,und dann auch den geheimen

YOUzeifDUdVDZI35-000 Thlrn. nicht verweigern. Auch
wenndie Regierena»

sagen sie, jene 7 Millionen be-
UIIllIStbekäme,sle durfte aber doch die. 35,000 Thlr.

Ur geheime PolizeizweckeNichtausgeben, soskönntekein

enschMehr in Preußenregieren, und, der ganze
PreußilcheStaat müßtesammerlichzu Grunde gehen.

Darum müssenauch diesePolizeigelder bewilligt werden
oder die Regierung sieht sichgenöthigt,wie seit dem
1. Januar 1862 so auch fernerhin auf ein Staatshaus-
haltsgesetzzu verzichtenund das Geld des Landes ohne
Ermächtigun durchekn Gesetznur nach eigenemErmessen
zu verausgaeu. Wir denken, unsere Leser ehen ein,
daß ein solchesGerede gar keiner ernstlichenWiderlegung
bedarf, und es würde auch unnöthigsein, denn wer da

glaubt. der Staat müssezu Grunde gehen, weil der
Regierungmicht35,000 Thlr. zu geheimen Polizeiaus-
gaben bewilligtworden, für den würden unsere klarsten
Gründe für das Gegentheildochunverständlichsein.

Jetzt aber kommt no ein gan besondererStreit-
punkt dazu. Es hatten nämlicheinige Abgeordnetesich
dahin ausgesprochen,daß das Abgeordnetenhauswohl
berechtigtware, in dem Budget oder dem Jahresetat
diese oderJene Steuer und Abgabe ganz oder theilweise
zu streichen,verstehtsich,nur für das laufende Jahr.
Dagegen erhobnun der Finanzministerden allerentschie-
densten Widerspruch Freilich, sagte er, steht in der
Verfassung,daß Steuern und Abgaben für die Staats-
kasse nur erhoben werden dürfen, so weit sie in den
Staatshauhaltsetat aufgenommen sind. Aber, so fuhr
er fort, es·stehenauch noch andere Worte in der Ver-

fassung,fdie etwas ganz Anderes und ei entlich das

Gegentheildavon sagen. So wenigstens ha en wir den
Minister verstanden.

Uns anderen schlichtenMenschenkindernkommt es

allerdingssehr sonderbar vor, daß die so viele Monate

hindurchvon Ministern und Ministerialräthenund von

beiden Kammern revidirte, durchgeschüttesteUnd durch-
gesiebte Verfassung in dem einen»Artikel ein Recht
geben und es in einem anderen wieder nehmen, oder
in einemAetikeI sagen sollte-·»derSchnee ist weiß«-
und in einem anderen: »NeM- er ist doch schwarz-«
Auch werden die Rechts-gelehrtenwohl zugeben, daß,
wenn wirklich in Irgendeinem Gesetzeeine solcheUn-

eheuerlichkeitvorkame,man dochnicht nach Belieben

si erade den Artikel auswählendarf, der Einem am

beten gefällt Vielmehrwird der Rechtsgelehrtesagen:
der Artikel gilt, der den allgemeinenZweck des Gesetzes



ünd den gesunden Menschenverstandfür sich hat, und
der andere gilt nicht mehr, als eine taube Nuß.
Jndeß ist ein solcherWiderspruch in unserer Ver-

fassung auch gar nicht vorhanden. Artikel 100 lautet

nämlich:»Steuern und Abgabenfür die Staatskassedürfen
nur, so weitsie in den Staatshaushaltsetat aufgenom-
men oder durch besondereGesetzeangeordnet sind, er-

hobenwerden« Hier ist allerdings nochvon besonderen
Gesetzenneben dem Staatshaushaltsetatdie Rede. Aber

jeder Rechtsknndigeweiß,daßmit diesen anderen Ge-

setzennur solchegemeint sind, durch welche im Laufe
des Jahres, für welches der Etat gilt, dieser Etat noch
nachträglich abgeändertist. Der Artikel 100 giebt
also der Regierung nur das Recht, solcheSteuern und

Abgaben zu erheben,deren Erhebung durch das Staats-
haushaltsgesetzoder durchbesondere, dasselbeergänzende,
Gesetze für das laufende Jahrgenehmigtworden ist.
Andere Steuern und Abga en zu erheben, ist nach
Artikel 100 der Verfassung die Regierung in dem be-

treffenden Jahre nicht berechtigt
Ja, so erwiderte man uns, das mag wohl sein,

aber da giebt es noch einen Artikel 109 und in dem
· heißtes: »diebestehendenSteuern und Ab aben werden

sorterhoben, bis sie durch ein Gesetzabgeänert werden«

Dieser Artikel, so behauptetman, sagt das Gegentheil
von Artikel 100. Der Artikel 100 nämlichuntersagt
der Regierung eine Steuer oder Abgabewährendeines

bestimmtenJahres zu erheben, wenn das Ab eordneten-

haus sie gerade für dieseleahr nicht gene rnigt hat·
Dagegen untersagt Artikel 109 »derRegierun nur dann

«

die Forterhebung einer bestehendenSteuer o er Abgabe,
wenn nicht blos das Abgeordnetenhaus,sondern auch
das Herrenhaus und die Krone sie gestrichenhaben.
Da nun dieser Artikel 109 der Regierung viel besser
gefällt,so braucht sie, sagen ihre Freunde, sichnur an

r n zu halten, und sie hat gar nicht nöthig, sich um

dce vtaube Nuß des Artikels 100 auch nur im allergering-
sten zu bekümmeru.

Aber gemach, Jhr Herren, wenn einer von den
beiden Artikeln eine taube Nuß wäre, so wäre es der
Artikel 109 und nicht der A.tikel 100; denn bedeutete
der Artikel 109 wirklichdas, was Jhr aus ihm heraus-
leset, so stände er im vollstenWiderspruch zum Sinn
und zum Zweck nicht bles des Artikels 100, sondern
zum Sinn und zum Zweck der ganzen Verfassung. Aber
der Rechtskundigeweiß,daß der Artikel 109 nicht diesen,

Länderndaß
er einen ganz vernünftigen Sinn hat.

enn derselbe nämlich von bestehendenSteuern und

Abgaben spricht, so meint er eben die, welche durch
die Finanzgesetze festgesetztsind, z. B. durchdie Gesetze
über Gewerbesteuer,Klassensteueru. s. w. Dce Finanz-
gesetzeaber bestimmen nicht, daß gewisseSteuern und

Abgabenin jedemeinzelnenJahre erhobenwerden m ü ssen
,

sondern nur, daß sie in jedem Jahre erhoben werden
können und zwar in der Höhe,wie die Bedürfnissedes
Staates-es fordern. Ob aber die Bedürfni e des Staates
wirklich fordern, daß und

irr-welchemMa esie in diesem
oder jenembestimmtenJahre erho en werden, das wird

jedesmal erst bei der Berathung des Staats-
haushaltsgesetzes festgesetzt Das Staatshaushaltg-
gesetzaber kann nur solcheSteuern und Abgabeuauf-
fuhren, zu deren Erhebung für das betreffende
Jahr auch das Abgeordnetenhausfeine Zustim-
mung gegeben hat.

Die Geltung des Artikels 100 steht alsounerschütter-
lich fest. Nur wenn dieser Artikel 100 auch wirklich
beobachtetwird, wird der Haushalt des Staates unter
allen Umständenso eingerichtetwerden, wie die Volks-

vertretunges zum Wohl des Landes erfordert. Wird
er nicht

«

eobachtet,so laufen wir Gefahr, daß die Kräfte
und das Vermögendes Volkes und jedes ein elnen
Mannes im Volke durch überflüssige

und schädliche
Ausgaben erschöpftwerden. So zer ällt die Behauptung
daß man aus dem Artikel 109 derVerfassung’nach-
weisen lönne,das Abgeordnetenhausseinichtberechtigt,be-

stehendeSteuern vom Einnahme-Etatabzusetzen,oder sie
zu verringern. Dieses Recht der Volksvertretungläßt
sich aus dem Artikel 100 der Verfassung seht klar nach-
weisen, und es läßt sich dem Abgeordnetenhause,falls
es einmal von diesem Rechte Gebrauch machen will,
auch nicht mit dem geringstenAnscheinevon·Rechtder

Vorwurf machen, daß es seine Befugnisseuberschritten
habe. Es steht ihm, nach dem Sinn und dem Wort-
laut unserer Veifassungnichtnur das Steueibewilligungk
recht, sondern auch das Steuerverweigerungsrecht tm

vollstenMaße zu-

. Politische Wo«chenfchaü.
"

«

Preußen. Die Rede, in welcher der Abg. Twesten
mit klaren und deutlichen Worten sich über unsere Justiz-
verwaltung ausgesprochen,hat nach allen Seiten hin einen
sehr großenEindruck gemacht. Ganz besonders empfindllch
zeigen sich die sogenannten«konservativenKreise, und da sie
wohl einsehen, daß eme Widerlegungseiner Rede ihnen nicht
gelingen würde, so suchen sie nicht nur aus alle Weise den
Eindruck zu verwischen,welchen dieselbegemachthat, sondern
sie sehen sich auch nach einem Mittel um« künftighineine

solche Schilderung unserer Zustände unmvgltch zu machen.
Am besten wird dies, so glaubt«man,geschehen,wkmces

möglichwäre, die Abgeordnetenfnr ihre Reden.zur Verant-
wortung zu csichernAlsdann würden sie genothigtsein,ganz
dieselbenRü sichtenzu beobachten,zu welchen jetztder Zeltungss
schreiber gezwungen ist, der in irgend einer Angelegenheit
eine Meinung aussprechenwill, welcheals. eine Mißbllligung
irgend einer RegierungsmaßregelaulgefaBtJverdenkönnte.
Aber der Artikel 84 unserer beschworenen·Vl’lessUUgschilt-It
die Redefreiheit der Abgeordneten, und km «Vekillchsdiese
Freiheit nur dem Wortlaute nach für.die,Al-’stlm»n1kmgenund

für die Meinungen, welche der Abgevkknckse»Austri«nicht
aber für die Worte, mit welchen ex Ile CUCiPklcllk-geler zu
lassen, ist schonvor längererIsts VVU Dem Obrttklblslkztl
zurückgewiesenworden. Man mußte also, um

ernenRsd-
geordneten für eine im Abgeordnetenhaufegehalten-»

c e

verantwortlich machen zu vamem ert diesen Akklm der

Verfassungabändern, und einige Mitgliederdes HeMUhUUses
haben sich auch beeilt, einen derartigen Antrag JU stellst-,
welcher wahrscheinlicham 10. Juni, an welchesnTage das

Herrenhaus nach einer mehr als sechswöchentllchmPause
wieder eine Sitzung halten wird, zur VckhTUVIUUSkommen

wird. Dieser Antrag lautet:



Ifndagsrkeirglggiiimmungdes Artikels 84 der VetlassUngö«
Uikuade wonach die MitgliederbeiderHäuserdes Landtages
für jhre"s«ig.skimaiunge«nniemals, fiir ihre darin ausgesproche-
nen Meinungen nur-innerhalbder Kammer (des Hauses) auf
den Grund der .(·Heschastsordnungzur Rechenschaftgezogen
werden können. eine sowohl mit anderen Bestimmungen der

Verfassiingsllkkllnde,Als auch mit den bei der Abfassung der

Verfassung voiii 31. Januar 1850 leitend gewesenen Grund-

lälW im WiderspruchstehendeDeutung gegeben worden;
Y dal; hiernachaus der gedachtenBestimmungiristhiimlich

Tfolgertwird, nicht allein die in den parlainentarischen
’erl)andlungenausgesprochenenMeinungen, sondern auch

die dabei vorgefallenenPersonal-Jnjurien, Verieumdungen
Und andere verbrecherischeAeußerungenmüßten straslos

bleiben; · » »

Z) in Erwägung des hieraus entstehendenoffentlichen
Aekgeknisseg,Der Schädigunghoher und hochster Obrigkeiten
zum Nachthei[ der allgemeinen Wohlfahrtdes Landesund
des mangelnden Schutzes gegen Rechtskrankungsur den Ein-

zelnen—
«

- .

4)’inBetracht der berechtigtenBesorgn-iß,daß durchein
mehrfachesVorkommen solcher straflos bleibendenoAusschree
tunaen das Ansehen der Landesvertretiingin der offentlichån
Meinung herabgesetztwird und damit ·diekonstitutwng

e

Zierfassungschließlichfür Preußen unmoglich gemacht Wer en

«n t - -«
. .o

no;’endlich in Erwägung, daß es·gebotenIst, der tm

Lande herrschenden Mißbilligung der wiederholten parlamen-
tarischen Ausschreitungen einen Ausdruck zu geben und daß
es für das Herrenhaus ein wohlberechtigtesVerlangenim

eigenen Landesinteresseist, die Verfassung durch Aufrecht-
erhaltung der Achtungvor der königlichenAutorität zu sichern,
die königlicheStaatsregierung zu ersuchen: im Wege der
Gesetzgebung Vorsorge zu treffen, damit durch eine
Deklaration des Artikels 84 der Beriassiingsurkunde
künftig auch für Vorgänge innerhalb des Landtages
die Tieltungvon Recht nnd Gesetz aufrecht erhalten
wer e.«

Die Antragstellersagen in dem Absatz4 ihren Erwägun-
gen, daß bei einer Wiederholung solcher straslos bleibenden

,Ausschzreitungen«,wie sie das offene Ausserechen der Mei-
nung seitens der Volksvertreter nennen, die konstitutionelle
kalassullg schließlichfür Preußen unmöglichgemachtwerden

könniei Wit« glauben, bei keinem unserer Leser auf Wider-

spruch zu stoßen, wenn wir aussprechen, daß mit dem Auf-

heben der Redefreiheit auf der Tribüne des Abgeordneten-
hauses, und«ebenso auch des Herreuhauses, die Verfassung
nur noch ein Scheinwesen sein würde, dessenWerth nur

sehr gering angeschlagenwerden könnte.
"

»

Das Abgeordnetenhaushat die Wegeordnung, welche
die Regierung demselben vorgelegt hat, verworfen, weil sie
der Anlicht ist, daß erfl eine gute Kreis- und Gemeinde-
ordnunligeschaffenwerden muß, ehe man die Machtbefiignißder KWWMEausdehnen kann. Aus eine Petition aus Königs-
bWs W«’lcheforde--te,ee sollten die politische-«und die Paß-
Pkoökssewkepekumver Geschworenenverhandelt werden, und

es Ente .Ne
VorläufigeBeschlagnahmevon Druckschriften

kzlnltlgNicht mehr tattsiuden dürfen, hat das Haus nach
einsei)9ndek.DebatteUbet diese Angelegenheiterklärt: daß es

qu Die AUikFchtsthttUUsder durchdie Verfas ung gewähr-
leistetenPkelzlkelhessider Unabhängigkeitdes S ichterstaudes
Und Wer UnparteiischenRechtspflegedringend geboten seis:
l) DasPkehssfeletz

VVM l2. Mai 1851 einer durch-
greifenden evision zu unterziehen-, 2) das Dis-

ziplinargesetz vom 7. Mai1851 und 26. März 1856

aufzuheben, 3) die Entscheidung über die Schuld des

Angeklagten bei politischen, so wie bei den durch die

Presse verübten Vergehen und Verbrechen den Schwur-
gcrichieii zu überweisen.«

»

Sachsen. Der König hat endlich nach sechszehnJahren
für alle politischen Flüchtlinge aus den Jahren 1848 und
1849 eine vollständigeAinnestie bewilligt.

Oesterrcich. Die Regierung beabsichtigt schon wieder
eine Anleihe von 40—80 Millionen Gulden zu machen.

kaikv- Es l»Cl)ciUk,daß das neue Kaiserreich die hell-
ltksihlendeFreil)ClkSiONUe,die aus dem blutigen Kampfe in

Nordamerika emporgestiegenist, nicht vertragen kann. Es

ist mit Bestimmtheitzu erwarten, daß der Kaiser Maxiiiiilian
in Kurzem seinem Jungen Reiche den Rücken kehren wird.

Resolution und Rebellioii.
Die Gefangennahme des früherenPräsidenten der auf-

ständigenSklavenstaaten, Jefferson Davis und die Mög-
lichkeit, daß er wegen Theilnahme an der Verschwörungzu
dem Morde Lincolns zum Tode verurtheilt wird, hat vielfach
die Behauptung hervorgerufen,man müsse ihn, falls diese
Theilnahmenichterwiesen werde, schonend behandeln, denn
er sei ein politischerVerbrecheyund in einem freien Staate,
wie Nord-Amerika,sei die Verhängiingder Todesstrafe über
einen politischenVerbrecher gewiß nicht gerechtfertigt. Wir
wollen »hiernicht darüber sprechen, daß man solcheBetrach-
tung niemals angestellthat, wenn es sich um die Bestrafung
sogeiiannter politischer Verbrecher, welche der liberalen Partei
angehörthaben, gehandelthat, wir wollen nicht darauf zu-
rückgehen,wie die Sklavenhalter schon vor vielen Jahren
einen der Vorkämpferfür die Sklavenbesreiung, John
Brown, gehängthaben, nnd wir wollen auch nicht die,
wohl im vorliegenden Falle, falls eine Mitschuld ain Morde
Lincolns nicht nachweisbar ist, höchst wichtige Frage be-

sprechen,ob es politisch klug gehandelt sei, den Eis-Präsiden-
ten mit der vollen Strenge- des Gesetzes zii strafen oder
nicht. Wir. wollen hier nur die eine Frage erörtern: Kann
man Jesserson Davis und seine Genossen als politische Ver-
brecher in dein gebräuchlicheiiSinne des Wortes betrachten
oder nicht, d.h. ist der Versuch des Abfalls der Skla-
venstaaten von der Union als eine Revolution
anzusehen oder war es nur eine Rebellioii?

Nach unserer Ansicht ist eine Revolutioii weiter nichts,
als das letzte Mittel, um unerträglichgewordene-Zustände,
deren Unveränderlichkeitdurch ihr langes Bestehen gesichert
scheint, abzuschütteln,oder um zwar allmählig aber doch
gegen den Geist der Gesetzeund den Willen des Volkes vor-

genominene Aeiiderungen der bestehenden Verfassung- Wenn

solche durch geivaltsameMittel aufrecht erhalten werden, rück-

gängig zu machen. Ein Beispiel einer Revolution der ersten
Art liefert uns die große französischeResolution im Jahre
1789, ein Beispiel der zweiten Art die englischeRevolution-

kveslche
dem Könige Karl dem Ersten Thron und Leben

otete.

Hat nun in Amerik« im Frühjahr1861 irgend einer

dieser Gründe vorgelegen? Gewißnicht. Seit einer Reihe
von Jahren hatten bei den Prasidentenwahleiistets die Süd-

staatler die Mehrheit gehabt,»undalle Anordnungen durch-
gesetzt,welche sie für ihre Plane für

zweckiuäßfghielten-»J!der Hoffnung, daß dies von Neuem der Fa M Wude
hatten sie bei der Prasideiiteuwahlim Jahre 1860 mit-

ewählt,und sie waren unterlegen· Statt UUUs Wie das Ell

»dem freien Staate nothwendig ist, sich dem Willen der

Mehrheit zu fugeu, oder dochwenigstensabzuwarten, ob die-



selbe in einer solchenWeise austreten würde,daßden Sklaven-

halterii ivirklich zur Erhaltung ihrer Existenz nichts anderes

übrig bleiben wii rde, als mit den Waffen in der Hand sicgihr Eigenthum zu erhalten, erklärten sie von vornherein, da

sie unter solchen Umständen nicht mehr Mitglieder des

Staates sein woll ten. Der richtige und der amerikanischen
Verfassungangenie sseneWe· iväre»gewesen,daß sie versuchten,
durch Darlegung solcher rundsatze, welche den Beifall
der Mehrheit des Volkes finden, sich im Senat und im

Staatenhaus zu W ashingtoneine Mehrheit zu sichern, die
es verhindert haben wurde, daß die möglichenPläne des
neuen Präsidenten von Ihnen Dinge gefordert hätten, welche
unausführbar ware n.

«

Statt aber diesen gesetzlichenWeg
einzuschlagen,·w»elcher ihnen die Möglichkeiteiner vollen Be-

friedigung all Ihrer Forderungen eröffnete, suchten sie ihr
vermeintlichesRecht , d. h. die Fortdauer ihrer Herrschaft im

Staate, mit Gewal t zu erlangen. Diese Anwendung von

Gewalt, welche du rch keine dringende und unüberwindbare

Nothwendigkeitent schuldigtwird, ja, welche sogar als über-

flüssigangesehenw erden muß, indem es einen vollkommen

RsetzlichenWeg zur Anbringuiig etwaiger Klagen und zur
bstellung etwai er Uebelstände, (welche übrigens noch gar

nicht vorhanden, sondernnur als Möglichkeitvon den Sklaven-

haltern angenommen wurden,) gab, sie verdient nicht den
Namen Revolu tion, sie ist weiter nichts als eine Nebel-

lion, welche sich von der Revolution unterscheidet
wie der Meu ch elmord von einem im Vertheidigungs-
kampfe beg angenen Todtschlag.

Und weil das Verhältniß der Rebellion zur Revolution
ein solches ist, deshalb erscheint es auch thöricht, für die
Rebellen dieselben Rücksichten u verlangen, wie sie Ijeder
freiheitsliebende Mensch für die T )eilnehmer einer verungluckten
Revolution verlangen kann-

Mag das Schicksalvon Jefferson Davis sein, wel-

ches es wolle, mag er am Galgen, im Kerker, in der Ver-

baiinung oder friedlich in seiner Heimath sterben, wir sind
nicht darüber im Zweifel, daß er, der so unsäglichesBlut-

vergießenohne Nothwendigkeit veranlaßt hat, der Tausende
und aber Tausende von Kindern zu Waisen, von Frauen zu
Wittwen gem acht, nur niu sichund seinen Parteigenossen die

Herrschaft in der Union zu erhalten, es nicht nur unzweifel-
haft verdient hat, von der Strafe des Gesetzes betroffen zu
werden, sondern auch gar keine Ansprüchedarauf hat, die

Sympathieen für sich in Anspruch zu nehmen, welche wir
mit so vollem Re te denen schenken,welchein dem Kampfe
für eine politischeJdee, deren Geltendniachuiig auf dem fried-
lichen Wege nicht möglichist, unterliegen-

SprechsaaL
— Jn einem Briefe, welchen der Kaiser Leopold von

Deutschland im Jahre 1790 an seine Schwester schrieb, fin-
det sich folgende Stelle , welchegls politisches Glaubensbe-

kenntuiß eines habsburgischenFurstemwohlverdient, der

Nachwelt erhalten zu werden. Er chreibt:
-

»Ich glaube, daß der Souverain, auchdererbberechtigte,
nur der Delegirte, der Beamte des Volkes ist, daß er ihm
all seine Kraft, seine Mühe widmen.soll,daß Jedes Land

einGrundgesetz oder einen Vertrag zwischenVolk und Sou-

verain haben soll, welcherdie Autorität und Gewaltdes Letz-
teren beschränkt,so daß, wenn der Souverain den Vertrag
nicht einhält, er damit auf»seine Stelle verzichtet.Jch glaube,
daß die Exekutivgewaltbei dem Souverain ist, die Legisla-

lative aber bei dem Volk und seinen Repräsentanten,daß
diese bei jedem Wechseldes Souverains neue Bedingungen,
neue Einschränkungenseiner Macht hinzufügenikönnen.

Zaube,daß
der Souverain weder direkt noch indirekt in die

ivil- oder Strafgerichtsbarkeitsichmengen, oder Kommissio-
nen, Delegationen einführensoll . . . . Jch llaulse, daß der
Souverain dem Volke über die Finanzen jä)rlich eine voll-

ständigeRechnung legen soll, daß er nicht das Recht habe,
neue Steuern oder was immer für Auflagen auszuschkeibem
daß nur das Volk dazu berechtigt ist, wenn der Souverain
die Bedürfnissedes Staates dargelegt und das Volk sie durch
seine Repräsentantengeprüftund gebilligt hat . . . . . . Jch

glaube,daß
der Souverain diese Bewilligung einholensoll

ei jedem Wechseldes Systems, bei allenneuen Gesetzen, bei

Pensionen und Belohnungenz . . . . daß das Militär nur zur

Vertheidigung des Landes, niemals gegen das Volk verwen-

det werden darf-«
»

Der, der solches geschrieben,und mit solchenGrundsätzen
vielleichtOesterreich sowohl wie Deutschland hätte wesentlich
fördern können, er starb, nachdem er 17 Monate auf dem

Throne gesessen hatte, einen schnellenTod, dessenUrsache
heute noch nicht aufgeklärtift.

·

— Wir haben in Nr. 21 unseres Blattes über die alte

Kreisordnungi
und über die gutsherrliche Polizei

und über die othwendigkeit ihrer Abänderunggesprochen.
Jetzt ist in Rücksichtauf diese Kreisordnung vom Abgeord-
netenhause die Wegeordnungabgelehnt worden, und zwar,
wie es in den Motiven des Kommissionsberichts eißt, weil,
während die entscheidendenBeschlüsse den Kreis tänden zu-
stehen-, sowohl die Stadtkommune, wie auch die Land-

gemeinden auf denselben im höchstenGrad ungenügendver-

treten sind. Wie dieseVertretung ist, ergiebt sich aus der

Zusammenstellung,welche im Jahre 1860, als eine neue

Kreisordnung berathen werden sollte, gemachtwurde. Danach
waren auf den Kreistagen: 1)Rittergutsbesitzer mit einer

Virilstimine: selten unter»2»(»),meist 30 bis 50, mitunter

sogar über 100; — 2) stadtischeKreistcigsabgeordnete:1 bis
5 oder 6, selten darüber; — und Z) Kreistagsabgeordnete
der Landgemeinden:3 bis 6. — Diese Zahlenzusamineii-
stellung zeigt wohl eindringlicher als alle·Wortedie Noth-
wendigkeiteiner neuen Gesetzgebung auf diesem Felde.

Bei dieser Gelegenheit wollen wir auch einen Jrrthum
berichtigen, welcher in dem erwähntenAufsatz enthalten ist.
Wir haben dort gesagt, der AbgeordneteLette sei Präsident
des Landesökonomiekollegiums.Das ist nicht richtig, derselbe
war bis 1854 allerdings Mit lied dieses·Kollegiums,wurde

aber damals sowohl aus diefiemKollegium,wie auch aus

dem Staatsrath entlassen, und hat selthm nun noch die

eine Stellung als Präsident des XENIEN-Kollegiums
eines Gerichtshofeszur Entscheidung uber die bei den

lösungen und

Gemeinheitstheilungen»eUtsteheUd»FUStreitig-keiten Da die Kenntniß dieek Entscheidungenfur die oit o

verwickelten Ablösungenund Gemeidetheilungenvon großer
Wichtigkeit ist, so giebt diesesKollegiumschonseit langer
als 15 Jahren seine Entscheidungen gesammelt in der Zelt-
schrift für die Landeskulturgesetzgebungder»preußi-
schen Staaten heraus. DieseZeitschrift enthalt außer
diesen Entscheidungen auch alle in diesenZweig der Vetwgltung
einschlagendeErlasse»1mdBekanntmachungender hoheren

Behörden,
die richterlichenEntscheidungenubek bedeutendere,

in ie -Agrar- und KulturgesetzgebungeinschlagendenGegen-
stände,und Aehnliches. -
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